[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Aufgaben von Vormundschaftsbehörde und Mandatsträger bei Wechsel des Mandatsträgers
Sachverhalt

Mit Entscheid vom 12.12.08 wurde ich rückwirkend per 30.11.08 zur Beiständin von Herrn S. ernannt. Herr S. ist 64jährig, leicht geistig behindert und lebt seit 1993 bei Fam. W. auf einem Bauernhof. Während 16 Jahren hat Herr W. als Beistand von Herrn S. gewaltet. In dieser Zeit hat er weder Bericht noch Rechnung abgegeben. 

Am 6.1.09 fand eine Besprechung beim Sozialvorsteher statt: er informierte mich genauer über die Situation und über den ausstehenden Bericht und Rechnung. Gemeinsam besuchten wir dann am 15.01.09 den Klienten auf dem Bauernhof. Erst dann konnten die weiteren Schritte (Errichtung Sperrkonto, unterzeichnen der Vollmacht etc.) unternommen werden. 
Im Dezember 08 machte der Beistand noch zwei hohe Bezüge auf dem Konto des Klienten: CHF 3000.- und CHF 2000.-. 
Im Februar 2009 reichte ich das Anfangsinventar ein per 30.11.08. Unter der Rubrik offene Rechnungen sind u.a. auch die zwei Bezüge des ehemaligen Beistandes ausgewiesen. Die Gemeinde unterzeichnete dieses im März 09 und beauftragte mich in einem Begleitschreiben, beim ehemaligen Beistand den "Sachverhalt zu klären" bzgl. der hohen Bezüge vom Dez. 08 und darüber Bericht zu erstatten. Der Beistand habe sich über diese Bezüge auszuweisen. 
Fragen: 
1. Gehört diese Aufgabe zu meinem Auftrag? Der Gemeinderat hat mit Entscheid vom 29. Januar 09 Bericht und Rechnung für die Zeit vom 01.06.1993 - 31.12.2008 genehmigt. Ist es nicht Aufgabe des Gemeinderates, bei meinem Vorgänger diese Unterlagen einzuverlangen? Wie soll ich in dieser Angelegenheit reagieren? 
2. allg. Frage: was ist zu tun, wenn im Entscheid der VB der Beginn der Mandatsübernahme und das Datum der Ausstellung des Entscheides (weit) auseinanderfallen? Im obigen Fall sind über 6 Wochen vergangen, bis das Sperrkonto etc errichten konnte, d.h. bis ich die Verantwortung über die Finanzen effektiv übernehmen konnte.  
Erwägungen
1. Der Mandatsträger wird in der Regel für eine bestimmte Amtsdauer gewählt. Läuft die Amtsdauer aus, ohne dass der bisherige Amtsinhaber für eine weitere Amtsperiode bestätigt wird, endet gemäss Art. 442 ZGB sein Amt. Damit entfällt die gesetzliche Vertretungsmacht unter Vorbehalt von Art. 444 ZGB. Ist keine rechtzeitige Übergabe des Amtes möglich, muss der bisherige Amtsträger gemäss Art. 444 ZGB die notwendigen Handlungen weiter tätigen und die Behörde hat in Analogie zu Art. 386 ZGB selber die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um die Interessen der schutzbedürftigen Person sicher zu stellen (Th. Geiser, in: Basler Kommentar, Art. 441-444 ZGB N 11 f.).

2. Die Weiterführungspflicht des bisherigen Mandatsträgers gemäss Art. 444 ZGB kommt dann zur Anwendung, wenn das Amt des bisherigen Mandatsträgers gemäss Art. 442 f. ZGB erloschen ist und noch kein Nachfolger bestellt ist. Während dieser Zeit hat der bisherige Mandatsträger dem provisorischen Charakter seiner Amtsführung dadurch Rechnung zu tragen, so dass er nur die nötigen Geschäfte besorgt und Entscheidungen von grösserer Tragweite aufzuschieben hat, sofern dies zeitlich möglich ist (A. Egger, in: Zürcher Kommentar, Art. 444 ZGB N 2; Th. Geiser, in: Basler Kommentar, Art. 441-444 ZGB N 26). Bei einer ordentlichen Beendigung des Mandates ist die Vormundschaftsbehörde verpflichtet, auf das Amtsende einen Nachfolger zu bestellen, wodurch die Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB hier nur Ausnahmecharakter hat (M. Good, Das Ende des Amtes des Vormundes, § 4 N 203). 
3. Mit dem Ende des vormundschaftlichen Mandates hat der bisherige Mandatsträger die Pflicht, Schlussbericht und (sofern das Mandat mit einer Einkommens- und/oder Vermögensverwaltung versehen war)auch eine  Schlussrechnung zu erstellen und bei der Vormundschaftsbehörde einzureichen (K. Affolter, in: Basler Kommentar, Art. 451-453 N 2 ff., N. 44). Zudem hat er gemäss Art. 451 i.f. ZGB das Vermögen zur Übergabe an die Berechtigten bereit zu halten, sobald Schlussbericht/-rechnung geprüft und genehmigt wurden. Sofern die Massnahme weiter geführt wird und  nur ein neuer Amtsträger bestimmt werden muss, kann das Betriebskonto schon zuvor übergeben werden, damit die Kosten der laufenden Verpflichtungen und des Lebensunterhaltes beglichen werden können (K. Affolter, in: Basler Kommentar, Art. 451-453 ZGB N 67, N 69 ff.).
4. Die Vormundschaftsbehörde hat gemäss Art. 452 ZGB i.V.m. Art. 423 ZGB den Schlussbericht und die Schlussrechnung zu prüfen. Das Ergebnis der Prüfung ist die Genehmigung oder die Verweigerung der Genehmigung (K. Affolter, in: Basler Kommentar, Art. 451-453 ZGB N 32, N55 ff.). 
Der Genehmigung, respektive Nichtgenehmigung der Schlussrechnung sowie des -berichtes kommt keine unmittelbare materiellrechtliche Bedeutung zu und  berührt somit die Verantwortlichkeit des Mandatsträgers nicht. Sie hat keine vollständige Entlastung des Mandatsträgers zur Folge, aber erhöhte Beweiskraft, da sie die Vermutung der Richtigkeit für sich geniesst. (Th. Geiser, in: Basler Kommentar Art. 423 N 6; K. Affolter, in: Basler Kommentar Art. 451-453 N 60).
5. Mit der Entlassung gemäss Art. 453 ZGB wird die Rechtsbeziehung zwischen Vormundschaftsbehörde und Mandatsträger, aber auch zwischen Mandatsträger und (ehemalig) schutzbedürftiger Person beendet. Mit der Entlassung ist der Mandatsträger zu keiner weiteren Amtshandlung (gemäss Art. 444 ZGB) mehr berechtigt oder verpflichtet (K. Affolter, in: Basler Kommentar Art. 451-453 N 75).
6. Bei einem Mandatswechsel gehört es zur Aufgabe des neuen Beistandes, allfällige Haftungsansprüche geltend zu machen (A. Egger, in: Zürcher Kommentar Art. 454 N 9 implizit).

Fazit: 
Beantwortung der Frage 1: 
Aufgrund obiger Erwägungen ist es im Rahmen der Berichts- und Rechnungsprüfung durch die Vormundschaftsbehörde deren Pflicht allfällige Sachverhaltsabklärungen zu tätigen, diese zu bewerten und einer Prüfung gegebenenfalls die Genehmigung zu verweigern. Art. 423 ZGB führt dies ausdrücklich aus. 
Vorliegend wurde die neue Mandatsträgerin per 30. November 2008 eingesetzt. Die Schlussrechnung war zu diesem Zeitpunkt noch nicht genehmigt. Dem Sachverhalt ist nicht zu entnehmen, dass eine frühere Vermögensübergabe, resp. eine Übergabe des Betriebskontos möglich gewesen war, weshalb hier meines Erachtens ausnahmsweise eine Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB für den bisherigen Beistand bestanden hat. Inwiefern die Bezüge zu den notwendigen Amtshandlungen gehörten ist mangels Angaben im Sachverhalt nicht ersichtlich. Sollten sie nicht mehr zu den notwendigen Amtshandlungen im Rahmen von Art. 444 ZGB gehören, fehlte dem bisherigen Mandatsträgers die Vertretungsmacht und die Rechtsgeschäfte sind, vorbehältlich Treu und Glauben, in der Schwebe und können rückabgewickelt oder von der neuen Mandatsträgerin genehmigt werden (M. Good, Das Ende des Amtes des Vormundes, § 13 N 10 ff., N. 13 ff.). 

Die Amtshandlungen des bisherigen Beistandes im Rahmen von Art. 444 ZGB fallen in der Regel in die Rechenschaftsperiode der neuen Mandatsträgerin. Im Rahmen dieser gemäss Art. 413 ZGB mind. alle zwei Jahre statt findenden Prüfung der Rechnung und der Mandatsführung würden auch die Amtshandlungen des bisherigen Mandatsträgers im Rahmen der Weiterführungspflicht geprüft. Die Vormundschaftsbehörde hat demgegenüber den Bericht und Rechnung bis Ende Dezember 2008 genehmigt. Mit der Genehmigung hat sie die Handlungen des bisherigen Mandatsträgers für richtig befunden. 
Die neue Mandatsträgerin hat im Rahmen seines Mandates und damit der allgemeinen Interessenwahrung der schutzbedürftigen Person allfällige Haftungsansprüche gegenüber dem bisherigen Mandatsträger und/oder der Behörde geltend zu machen. Die Genehmigung der Vormundschaftsbehörde hindert ihn nicht, da der Genehmigung keine materiellrechtliche Bedeutung, sondern dieser blossen Indiziencharakter zukommt. 
Damit ergibt sich für die neue Mandatsträgerin im Rahmen der allgemeinen Interessenwahrung die Aufgabe, die Situation vor dem Mandatsträgerwechsel zu überprüfen und allenfalls der verbeiständeten Person gegen den früheren Mandatsträger oder aber auch gegen die Behörde zum Recht zu verhelfen. 

Beantwortung der Frage 2:
Ein Mandatsträgerwechsel gemäss Art. 442 ZGB infolge Entlassung des bisherigen Mandatsträgers am Ende einer Amtszeit ist – wie bereits ausgeführt – für die Vormundschaftsbehörde planbar. Sie hat rechtzeitig, die notwendigen Schritte einzuleiten, damit eine möglichst lückenlose Mandatsführung gewährleistet ist (siehe auch: BGE 5A_594/2008 vom 2. Dez. 2008). Der Entscheid der Vormundschaftsbehörde ist dem Mandatsträger gemäss Art. 387 ZGB unverzüglich mitzuteilen. Der bisherige Mandatsträger darf das gesamte Vermögen erst mit genehmigter oder nicht genehmigter Schlussrechnung übergeben. In der Zwischenzeit gilt,  sofern die Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 386 Abs. 1 ZGB nichts anderes verfügt, die Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB, bei welcher der bisherigen Mandatsträger für seine Amtshandlungen gemäss Art. 426 ff. ZGB verantwortlich ist. 
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